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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
. 


Inhalt: Ergänzungsgeſetz, betreffend die Vorausleiſtungen zu Wegebauten, S. 329. — Geſetz, betreffend 
die Abänderung einiger Beſtimmungen wegen der Penſionirung der Gemeindebeamten in den Land- 
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erklärungen der Presbyterien der evangeliſchen Gemeinden in der Provinz Weſtfalen und in der Rhein⸗ 
provinz, S. 332. — Geſetz, betreffend die Heranziehung der Fabriken u. ſ. w. mit Vorausleiſtungen 
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Beſtimmungen über die Umzugskoſten der Beamten der Staatseiſenbahnen und der unter der Ver⸗ 
waltung des Staats ſtehenden Privateiſenbahnen, S. 335. — Verordnung, betreffend die Ergänzung 
der Beſtimmungen über die Tagegelder und Reiſekoſten der Beamten der Staatseiſenbahnen und der 
unter der Verwaltung des Staats ſtehenden Privateiſenbahnen, S. 335. — Verfügung des Juſtiz · 
miniſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte 
Hannover, Münden und Göttingen, S. 336. 


(Nr. 9479.) Ergänzungsgeſetz, betreffend die Vorausleiſtungen zu Wegebauten. Vom 
11. Juli 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags, für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 
. 

Die geſetzlichen Vorausleiſtungen zu den Koſten der Unterhaltung oder des 
Neubaues eines Weges, welcher in Folge der Anlegung von Fabriken, Berg⸗ 
werken, Steinbrüchen, Ziegeleien oder ähnlichen Unternehmungen vorübergehend 
oder durch deren Betrieb dauernd in erheblichem Maße abgenutzt wird, dürfen 
nur vom Beginn desjenigen Kalenderjahres ab in Anſpruch genommen werden, 
welches dem Jahre, worin die Klage erhoben wird, unmittelbar vorausgeht. Auf 
rückſtändig gebliebene oder kreditirte Vorausleiſtungen finden die Beſtimmungen 
des $. 8 des Geſetzes über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen Abgaben vom 
18. Juni 1840 (Gejeg-Samml. für 1840 S. 140 ff.) Anwendung. 


§. 2. 


Bei dauernder Abnutzung eines Weges kann für die Vorausleiſtung ein 
Beitrag oder ein Beitragsverhältniß mit der Maßgabe feſtgeſetzt werden, daß die 
Gef. Samml. 1891. (Nr. 9479-9480.) 58 


Ausgegeben zu Berlin den 8. September 1891. 
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Feſtſetzung ſo lange gilt, bis der Beitrag oder das Beitragsverhältniß im Wege 
gütlicher Vereinbarung oder anderweiter Feſtſetzung geändert iſt. 

Mangels gütlicher Vereinbarung ſteht die Klage auf anderweite Feſtſetzung 
des Beitrages oder Beitragsverhältniſſes beiden Theilen zu. Sie kann nur auf 
die Behauptung geſtützt werden, daß die thatſächlichen Vorausſetzungen, von 
welchen bei Feſtſetzung des Beitrages oder des Beitragsverhältniſſes ausgegangen 
iſt, eine weſentliche Aenderung erfahren haben. 

Zuſtändig zur Entſcheidung über Klagen auf Aenderung der Feſtſetzung einer 
Vorausleiſtung iſt diejenige Behörde, welche zur Feſtſetzung in erſter Inſtanz zu— 
ſtändig war. 

§. 3. 


Die zuſtändigen Behörden haben über Anträge auf Feſtſetzung von Vor⸗ 
ausleiſtungen, ſowie über Anträge auf Abänderung des feſtgeſetzten Beitrages 
oder des feſtgeſetzten Beitragsverhältniſſes nach freiem billigem Ermeſſen zu ent- 
ſcheiden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Buckingham Palace London, den 11. Juli 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Miquel. v. Kaltenborn. Gr. v. Zedlitz. 


(Nr. 9480.) Geſetz, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen wegen der Penſionirung 
der Gemeindebeamten in den Landgemeinden der Rheinprovinz. Vom 
21. Juli 1891. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für die 
Rheinprovinz, was folgt: 
Artikel J. 

Die mit Beſoldung angeſtellten Bürgermeiſter der Landbürgermeiſtereien 
in der Rheinprovinz erhalten, ſofern nicht mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
eine Vereinbarung wegen der Penſion getroffen iſt, bei eintretender Dienſtunfähig⸗ 
keit Penſion nach denſelben Grundſätzen, welche bei den unmittelbaren Staats⸗ 
beamten zur Anwendung kommen. Der Artikel 25 des Gemeindeverfaſſungs⸗ 
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geſetzes für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 (Geſetz-Samml. S. 435) wird 
dementſprechend abgeändert. 

Unberührt bleiben: 

1) der $. 27 der Kreisordnung für die Rheinprovinz vom 30. Mai 1887 
(Geſetz-Samml. ©. 209); 

2) der Artikel III des Geſetzes vom 31. März 1882, inſoweit derſelbe 
nicht durch das Geſetz, betreffend die Ausdehnung einiger Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 31. März 1882 wegen Abänderung des Penſions⸗ 
geſetzes vom 27. März 1872 auf mittelbare Staatsbeamte, vom 
1. März 1891 (Geſetz-Samml. S. 19) abgeändert iſt. 


Artikel II. 

Im Falle der Penſionirung der Forſtbeamten einer Landgemeinde in der 
Rheinprovinz kommt bei Berechnung der Dienſtzeit auch die Zeit in Anrechnung, 
während welcher der zu Penſionirende bei einer anderen Landgemeinde in der 
Rheinprovinz als Forſtbeamter angeſtellt geweſen iſt. Der Umſtand, daß der 
Forſtbeamte gleichzeitig im Dienſte einer Landgemeinde und einer Stadtgemeinde 
ſteht oder geſtanden hat, kommt nicht in Betracht. 

Das Geſetz, betreffend die Penſionsberechtigung der Gemeindeforſtbeamten 
in der Rheinprovinz, vom 11. September 1865 (Geſetz-Samml. S. 989) wird 
dementſprechend abgeändert. 

Artikel III. 

Iſt die nach Maßgabe dieſes Geſetzes bemeſſene Penſion geringer als die 
Penſion, welche dem Beamten hätte gewährt werden müſſen, wenn er am 
30. September 1891 nach den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen 
penſionirt worden wäre, ſo wird dieſe letztere Penſion an Stelle der erſteren 
bewilligt. 

Artikel IV. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1891 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“ Nord Cap, den 21. Juli 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. v. Kaltenborn. 
v. Heyden. Gr. v. Zedlitz. Thielen. i 


Ar. 9480— 9481.) 58* 
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(Nr. 9481.) Geſetz, betreffend die Form der ſchriftlichen Willenserklärungen der Presbyterien 
der evangeliſchen Gemeinden in der Provinz Weſtfalen und in der Rhein- 
provinz. Vom 28. Juli 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages, was folgt: 


Einziger Artikel. 


Beſchlüſſe und die Gemeinden verpflichtende ſchriftliche Willenserklärungen 
der Presbyterien der evangeliſchen Gemeinden in der Provinz Weſtfalen und in 
der Rheinprovinz werden Dritten gegenüber nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des anliegenden Kirchengeſetzes für die Provinz Weſtfalen und für die Rhein⸗ 
provinz, betreffend die Form der ſchriftlichen Willenserklärungen der Presbyterien 
der evangeliſchen Gemeinden, feſtgeſtellt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“ Cap Kunnen, den 28. Juli 1891. 


(L. S) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Gr. v. Zedlitz. Thielen. 
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Kirchengeſetz 
für 
die Provinz Weſtfalen und fuͤr die Rheinprovinz / betreffend die Form 
der ſchriftlichen Willenserklaͤrungen der Presbyterien der evangeliſchen 
Gemeinden. 


Vom 8. Juni 1891. 


Anlage. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der Provinzialſynoden von Weſtfalen und der 

Rheinprovinz und nachdem durch Erklärung Unſeres Staatsminiſteriums feſtgeſtellt 

iſt, daß gegen dieſes Provinzial-Kirchengeſetz von Staatswegen nichts zu erinnern 

iſt, für den Umfang der Provinz Weſtfalen und der Rheinprovinz, was folgt: 
sl. 

Die Beſchlüſſe des Presbyteriums werden Dritten gegenüber, ſoweit der 

$. 2 nichts Anderes beſtimmt, durch Auszüge aus dem Protokollbuche bekundet, 


welche der Vorſitzende (Präſes) beglaubigt. Ausfertigungen ergehen unter der 
Unterſchrift des Vorſitzenden. 
$. 2. 


Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärung des 
Presbyteriums bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder feines Stell— 
vertreters und zweier anderer Mitglieder des Presbyteriums, ſowie der Beidrückung 
des Kirchenſiegels. Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige 
Faſſung des Beſchluſſes feſtgeſtellt, ſo daß es eines Nachweiſes der einzelnen 
Erforderniſſe deſſelben, insbeſondere der erfolgten Zuſtimmung der größeren Ver⸗ 
tretung (Repräſentation) der Gemeinde, wo deren Zuſtimmung nothwendig iſt, 
nicht bedarf. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 8. Juni 1891. 
(L. S.) Wilhelm. 


Barkhauſen. 


(Nr. 9481 — 9482.) 
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(Nr. 9482.) Geſetz, betreffend die Heranziehung der Fabriken u. ſ. w. mit Vorausleiſtungen 
für den Wegebau in der Rheinprovinz. Vom 4. Auguſt 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für den 
Umfang der Rheinprovinz, was folgt: 


$. 1. 

Wird ein öffentlicher Weg in Folge der Anlegung von Fabriken, Berg— 
werken, Steinbrüchen, Ziegeleien oder ähnlichen Unternehmungen vorübergehend, 
oder durch deren Betrieb dauernd, in erheblichem Maße abgenutzt, ſo kann auf 
Antrag derjenigen, deren Unterhaltungslaſt durch ſolche Unternehmungen vermehrt 
wird, dem Unternehmer nach Verhältniß dieſer Mehrbelaſtung, wenn und inſoweit 
dieſelbe nicht durch die Erhebung von Chauſſeegeld gedeckt wird, ein angemeſſener 
Beitrag zu der Unterhaltung des betreffenden Weges auferlegt werden. 


§. 2. 

Der Staat iſt zur Stellung derartiger Anträge nicht befugt. 

Der Provinz ſteht dieſes Recht nur bezüglich ſolcher von den Gemeinden 
ausgebauten Straßen zu, deren Unterhaltung von ihr mit der Befugniß über- 
nommen worden iſt, dieſelben jederzeit auf die Gemeinden zu übertragen. 

Stadtgemeinden haben dieſes Recht nur für ſolche Wege, welche nicht zu 
den eigentlichen ſtädtiſchen Straßen gehören. 


$. 3. 
Ueber die Anträge entſcheidet in Ermangelung gütlicher Vereinbarung auf 
Klage der Wegebaupflichtigen 
a) bei den im F. 2 bezeichneten Wegen, ſowie in Stadtkreiſen, in Städten 
mit mehr als 10 000 Einwohnern und bei Kreisſtraßen der Bezirks— 
ausſchuß, 
b) in allen anderen Fällen der Kreisausſchuß. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“ Bergen, den 4. Auguſt 1891. 


(L. S. Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. Herrfurth. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. 
Gr. v. Zedlitz. Thielen. 
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(Nr. 9483.) Verordnung, betreffend die Ergänzung der Beſtimmungen über die Umzugskoſten 
der Beamten der Staatseiſenbahnen und der unter der Verwaltung des 
Staats ſtehenden Privateiſenbahnen. Vom 27. Juli 1891. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen auf Grund des $. 11 des Geſetzes, betreffend die Umzugskoſten der 
Staatsbeamten, vom 24. Februar 1877 (Geſetz-Samml. S. 15), unter Er⸗ 
gänzung der Beſtimmungen im §. 1 der Verordnung, betreffend die Umzugskoſten 
von Beamten der Staatseiſenbahnen und der unter der Verwaltung des Staats 
ſtehenden Privateiſenbahnen, vom 26. Mai 1877 (Geſetz⸗Samml. S. 173), 
was folgt: 
I. Werkführer der Staatseiſenbahnverwaltung erhalten bei Verſetzungen eine 
Vergütung für Umzugskoſten nach folgenden Sätzen: 
auf allgemeine Koſteerůnnss. 150 Mark, 
auf Transportkoſten für je 10 Kilometer ......... 5 
II. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1891 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“ Malang Fiord, den 27. Juli 1891. 


(L. S0 Wilhelm. 
Miquel. Thielen. 


(Nr. 9484.) Verordnung, betreffend die Ergänzung der Beſtimmungen über die Tagegelder 
und Reiſekoſten der Beamten der Staatseiſenbahnen und der unter der 
Verwaltung des Staats ſtehenden Privateiſenbahnen. Vom 27. Juli 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des $. 12 des Geſetzes vom 24. März 1873 (Geſetz⸗Samml. 
S. 122) und des Artikels I §. 12 der Verordnung vom 15. April 1876 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 107), betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten, 
unter Ergänzung der Beſtimmungen in den $$. 1 und 2 der Verordnung, be 
treffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Beamten der Staatseiſenbahnen und 
der unter der Verwaltung des Staats ſtehenden Privateiſenbahnen, vom 30. Ok— 
tober 1876 (Geſetz-Samml. S. 451), was folgt: 
(Nr. 9483 — 9485.) 
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I. Werkführer der Staatseiſenbahnverwaltung erhalten bei Dienſtreiſen: 
1) an Tageged en Zap ame ge 4,50 Mark; 
2) an Reiſekoſten, einſchließlich der Koſten der Gepäckbeförderung: 
a) bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen 
gemacht werden können, für das Kilometer 10 Pf. und für 
jeden Zu⸗ und Abgang 2 Mark, 
b) bei Dienftreifen, welche nicht auf Eiſenbahnen oder Dampf⸗ 
ſchiffen zurückgelegt werden können, für das Kilometer 30 Pf. 
Haben erweislich höhere Reiſekoſten, als die unter a und b feft- 
geſetzten, aufgewendet werden müſſen, fo werden dieſe erſtattet. 
II. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1891 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord M. P. „Hohenzollern“ Malang Fiord, den 27. Juli 1891. 
(L. S.) Wilhelm. 


Miquel. Thielen. 


(Nr. 9485.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Hannover, Münden und Göttingen. 
Vom 21. Auguſt 1891. 


Au Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtiz⸗ 
miniſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
Grundbuch im F. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Hannover gehörigen ſelbſtändigen 
Gutsbezirk Herrenhauſen und den jetzigen Fiskal. Schloß⸗ und Garten⸗ 

bezirk vor Hannover, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Münden gehörige Gemeinde Varloſen 


und 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Göttingen gehörige Gemeinde Rosdorf 
am 1. November 1891 beginnen ſoll. 
Berlin, den 21. Auguſt 1891. 
Der Juſtizminiſter. 
v. Schelling. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


